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I ZR 156/53

Terkündet am 
Februar 1954

Grunau, Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

Beklagten, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin, 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br,

die Bundesrepublik Deutschland - Bundeswasserstraßenverwaltung 
vertreten durch die Wasser- und Schiffahrtsdirektion in

Klägerin, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mUndliche Verhandlung vom 5. Februar 1954 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Wilde, Dr. Bock, Dr. Nastelski, Dr.Christoph 
und Dr. Weiss

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
2. Zivilsenats des Schleswig-Holsteinischen Oberlandes­
gerichts in Schleswig vom 7. April 1955 wird auf Kosten 
der Beklagten zurückgewiesen.

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

der Firma F, H. B in

gegen

Von Rechts wegen .
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Tatbestand;

Die Beklagte ist Eigner des mit einem Sechszylinder- 
Viertaktdieselmötor 240 PS ausgerüsteten Motorschiffs

? das eine Länge von 52,50 m hat und 
eine Tragfähigkeit von 407 t besitzt..

Am Vormittage des 25. Januar 1948 befand sich das ge­
nannte Schiff juit einer Ladung von 375 t Torf bei diesigem 
Y/etter und bedecktem Himmel auf dem Elbe-Trave-Kanal auf 
der Fahrt von ;4er Donnerschleuse nach Lübeck» Die Schiffs­
besatzung bestand aus. dem Schiffsführer der das
Steuer bediente,, dem Maschinisten S^JIB Maschinenraum 
und dem Bootsmann B a | ^ Ü ^  an Deck.,

Zwischen 10 und 11 Uhr erreichte das Schiff die Kanal- 
schleuse Büssau, deren Südtor, ein Klapptor, geöffnet war. 
Das nördliche Schleusentor, ein Stemmtor mit zwei Flügeln, 
war geschlossen."Die Einfahrt in die gefüllte Schleusen­
mauer, die eine nutzbare Länge von 80 m aufweist, war frei­
gegeben.

Auf beiden Ufermauern der Schleusenkammer befinden 
sich je 5 F#stmachevorrichtungen, sogenannte Poller; 4 davon 
haben untereinander gleichen Abstand, der 5. steht etwas 
weiter von der Uferkante entfernt landeinwärts und in weni­
gen Metern Abstand von dem Stemmtor. Der 4. Poller hat von 
diesem Tor einen Abstand von etwa 12 m. In die Schleusen­
mauer sind außerdem noch in gleichen Abständen untereinan­
der 7 eiserne Haltekreuze eingelassen, die ebenfalls zum 
Festmachen der Schiffe dienen.

Besondere Festmacher stellt die Kanalverwaltung nicht, 
das Festmachen obliegt allein der Schiffsbesatzung ohne 
Mithilfe der Schleusenbediensteten.



Das Schiff glitt mit bereits etwa 100 m vor der Ein­
fahrt in die Schleusenkammer abgestelltem Motor durch das 
geöffnete Klapptor in die Kammer. der sich vom
Steuer aus mit dem Maschinisten S ^ H I B  durch ein Sprach­
rohr verständigte, hatte die Absicht, das Schiff möglichst 
weit vorn backbords an der westlichen Schleusenmauer fest­
zumachen. Beim kassieren des Klapptores ließ der Schiffs­
führer durch ein Vorkommando an den Maschinisten die Mas chin 
auf rückwärts legen. Als das Schiff sich dann mit dem Bug • 
der Mauer näherte und mit dem Heck und der Schraube das 
Klapptor passiert hatte, gab in den Maschinenraum
an den Maschinisten das Kommando "Langsam rückwärts!", um 
das Schiff auf diese Weise mit der Maschine abzustoppen.
Aus ungeklärten Gründen sprang der Motor jedoch nicht an. 
Inzwischen hatte der Bootsmann B a ^ 0 H ^  Anstalten getrof­
fen, das Schiff mit der Halteleine an dem nächstgelegenen 
Haltekreuz in der Schleusenkammer festzumachen. Er erhielt 
aber von dem Schiffsführer die Weisung, nicht an dieser 
Stelle die Leine umzulegen, sondern den 4» und letzten der 
in einer Reihe stehenden Schleusenpoller an Land zu belegen. 
Er sprang an Land und es gelang ihm, den angezeigten Poller 
mit- der Halteleine zu belegen. Beim Zurücklaufen zum Schiff 
stürzte er auf der Uferrnauer und kletterte dann über die 
Treppe, die sich etwa 22, m vom Stemmtor entfernt in der 
Mauer befindet, wieder an Bord, lief nach den vorderen 
Schiffspollern und belegte nun diese mit der Halteleine.
Er hatte jedoch zu weit oben belegt. Deshalb sprang die 
Leine von den Pollern wieder ab, als sie sich infolge der 
Vorwärtsbewegung des Schiffes straffte. Der Bootsmann legte 
das Tau darauf erneut um die Poller; es gelang ihm aber nur 
noch, die Fahrt des Schiffes zu verringern, so daß es in 
verringerter Fahrt mit seinem Vordersteven gegen den west­
lichen Flügel des Stemmtores stieß. Durch den Anprall wurde
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dieser Flügel -erheblich, der östliche Torflügel nur gering 
beschädigt» Der Vordersteven des Schiffes knickte ein»

Das Schiff wurde dann nach einer vorläufigen Überprü­
fung der Betriebsfähigkeit der Schleuse durch den Schleu­
senwärter allein .durchgeschleust, da ihr keine anderen 
Schiffe in die Schleusenkammer gefolgt waren» Vorher hatte 
der Schiffsführer B ^ U H k a u f  der vorgeschriebenen Formu­
larmeldung des.Schleusenwärters über das:Vorkommnis den 
Vermerk unterschrieben, er erkenne an, .daß- der Schaden 
durch sein Verschulden entstanden sei; für die durch die 
Instandsetzung-1 des Schadens entstandenen. Kosten komme er 
in voller Höhe auf»

Die Klägerin ließ den westlichen Torflügel zunächst 
behelfsmässig abdichten, um den Verkehr auf dem Kanal auf­
recht zu erhalten» In den Monaten April/Mai 1949 wechselte 
sie dann diesen Torflügel aus und ersetzte ihn durch einen 
neuen, den die. Lübecker Fl'enderwerke herstellten und ein- 
bauten» Ein Reservetor stand nicht zur Verfügung» Zum 
Zweck der Erneuerung wurde die Schleuse gedockt» Der Blbe- 
.Trarve-Kanai war aus diesem Grunde drei Wochen für den Ver­
kehr gesperrt»

Die Klägerin nimmt die Beklagte auf Ersatz des ihr 
durch die Beschädigung ihres Schleusentores entstandenen 
Schadens auf Grund des Binnenschiffahrtsgesetzes mit der 
Begründung in Anspruch, die Schiffsbesatzung der Beklagten 
habe den Unfall allein verschuldet» Der Schiffsführer 
Behnecke habe den Bootsmann erst im letzten Augenblick, 
als der Zusammenstoß mit dem Tor bereits unmittelbar be­
vorgestanden habe, an Land geschickt, um den letzten Pol­
ler vor dem geschlossenen Tor zu belegen, statt schon den 
ersten Poller zu benutzen und dann das Schiff von Land aus
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weiter vorauszuvetola?. Der Schiffsführer hahe sich außerdem 
ausschließlich auf die Maschine verlassen, ohne Vorkehrun­
gen su treffen, um das Schiff im Palle des Versagens des 
Motors mit Leinen zum Halten zu Dringen*

Zur Schadenshöhe hat die Klägerin vorgetragen, sie 
habe den stark beschädigten Torflügel erneuern müssen, da 
er außer der örtlichen Beschädigung durch den Vordersteven 
des Schiffes in sich eine bleibende Verwindung durch den 
Anprall erfahren habe. Dieser Mangel sei durch eine bloße 
Instandsetzung des alten Torflügels nicht zu beheben gewe­
sen. Von den Kosten der Dockung der Schleuse hat sich die 
Klägerin zur Tragung der Hälfte der Kosten selbst bereit 
erklärt, da sie gelegentlich der Dockung noch andere, mit 
dem Unfall nicht zusammenhängende Instandsetzungsarbeiten 
vorgenommen habe. Ferner hat die Klägerin zwei Drittel der 
Kosten des Holzes und ein Fünftel der Kosten der Eisenkon­
struktion des Torflügels wegen dessen längerer Lebensdauer 
abgesetzt und der Beklagten den Schrottwert des ausgebau­
ten Flügels gutgebracht. Einschließlich der noch in Reichs­
mark erwachsenen Kosten für die behelfsmäs sige Abdichtung 
des beschädigten Schleusentores und eines allgemeinen Ver­
waltungskostenzuschlages auf den Lieferpreis der Flender- 
werke hat sie ihren Schaden auf 30.691,26 DM bemessen.

Diesen Betrag nebst Zinsen verlangt die Klägerin mit 
vorliegender Klage.

Die Beklagte, die um Klageabweisung gebeten hat, hat 
den Klageanspruch dem Grund und der Höhe nach bestritten 
und geltend gemacht, ein Verschulden ihrer Schiffsbesatzung 
liege nicht vor. Ein Versagen der Maschine habe der Schiffs 
führer nicht vorhersehen können.« da sie seit 1939 bis zum 
Unfall einwandfrei gearbeitet habe. Auch unmittelbar nach
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dern Unfall sei der Motor sofort wieder angesprungen und 
ohne Beanstandung gelaufen* Der Bootsmann sei, sobald das 
möglich gewesen sei, an Land gegangen, um die Halteleine 
um einen Schleusenpoller zu legen. Hur durch seinen Sturz 
auf der Schleusenmauer bei seiner Rückkehr an Bord sei 
eine -Verzögerung eingetreten, so daß er die Schiffspoller 
nicht mehr rechtzeitig habe belegen können, um den Zusam­
menstoß mit dem-Schleusentor zu vermeiden oder doch in 
seinen Folgen abzuschwächen* Sein Sturz sei dadurch verur­
sacht worden,-.!daß der Schleusenmeister es verabsäumt habe, 
auf der infolge der vorangegangenen Fröste glatten Ufer- 
mauer zu streuen. Darin liege mindestens ein Mitverschul­
den der Klägerin. Ein weiteres Mitverschulden der Klägerin 
erblickt die:-Beklagte darin, daß auf der;Schleuse keine 
Festmacher zur Entgegennahme- und zum Festmachen der Halte­
leinen gestellt werden. Ferner habe die Klägerin schuld­
haft die Minderung des Schadens unterlassen; sie habe die 
Beseitigung des Schadens über die Währungsreform hinaus 
verzögert.

Das Landgericht hat nach Beweisaufnahme die Beklagte 
zur.Zahlung von 21.409,30 DM nebst Zinsen verurteilt und 
im übrigen ftie Klage abgewiesen.

Die dagegen eingelegte Berufung der Beklagten ist 
zurückgewiesen worden.

Mit der.Revision erstrebt die Beklagte Klageabweisung 
in vollem Umfange.

Die Klägerin bittet um Zurückweisung der Revision.



Bntscheidungsgründes

Das Berufungsgericht sieht ein für den Klageunfall 
ursächliches Verschulden sowohl auf seiten des Schiffs- 
führers Behnecke als auch auf seiten des Bootsmanns 
Batschkus als gegeben an« Dabei geht es unter Hinweis auf 
RGZ 1475 356 davon aus, daß die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt umso größere Vorsichtsmaßnahmen erfordere, je 
grösser die Gefahr, der begegnet werden solle, sei. Im 
vorliegenden Falle, so führt das Berufungsgericht aus, 
habe die Gefährdung einer Schleusenanläge in Frage gestan­
den, deren Beschädigung zur Lahmlegung des gesamten Ver­
kehrs auf dem Elbe-Trave-Kanal führe« Deshalb habe das 
Durchfahren der Schleuse die Anwendung jeder' nur möglichen 
Vorsicht notwendig gemacht, um eine solche Beschädigung zu 
vermeiden. Diese besondere Rücksichtnahmepflicht der Schif­
fer auf Schleusenanlagen sei auch in § 50 der Betriebsord­
nung für den Kaiser-V/ilhelm-Kanal zum Ausdruck gekommen.

Diese Pflicht habe der Schiffsführer B ^ Ü ^  dadurch 
verletzt, daß er die Möglichkeit des Versagens des Motors, 
mit dem immer gerechnet werden müsse, bei seinem Manöverie- 
ren nicht in Betracht gezogen habe. Es sei erforderlich, 
daß die Fahrzeuge in der Schleusenkammer rechtzeitig stan-' 
dig gemacht würden, damit beim Versagen des Motors noch 
genügend Zeit zum Aufstellen und Befestigen des Schiffes 
bleibe. Ein wirksames Hilfsmittel, das das Schiff recht­
zeitig und schnellstens zum Halten gebracht hätte, habe 
dem Schiffsführer vorliegend zur Verfügung gestanden; er 
hätte nämlich das Schiff am dritten Schleusenpoller fest- 
machen können. Der vierte Schleusenpoller, der nur etwa 
12 m von dem geschlossenen Stemmtor entfernt sei, möge 
sich zum Festlegen eines bereits abgestoppten Schiffes 
eignen, nicht aber eines ohne Motorkraft mit einer Geschwin-
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digkeit von mindestens 2 Stkm treibenden Schiffes von der 
Größe des Unfallschiffes«, In dem Versuch des Schiffsfüh- 
rers B ^ m ^ ,  :das Schiff am vierten und nicht am dritten 
Poller festzumachen, liege daher ein weiteres Verschulden 
auf seiner Seite.

Diese Erwägungen des Berufungsgerichts lassen einen 
entscheidungserheblichen Rechtsirrtum nicht erkennen. Zu 
Unrecht meint die Revision, das Berufungsgericht habe 
nicht auf die gewöhnliche im Verkehr erforderliche Sorg­
falt abgestellt, sondern überhöhte Anforderungen an den 
Schiffsführer gestellt. Es ist zwar richtig, daß der Be­
griff der Fahrlässigkeit im Sinne des die Grundlage vor­
liegender Klage bildenden § 3 BinnSchG der gleiche wie im 
bürgerlichen Recht ist. Der Begriff der Verkehrssorgfalts­
pflicht wird auch regelmäßig durch objektive Merkmale be­
stimmt und ist.von. den persönlichen Eigenschaften und Ge­
wohnheiten eines Schädigers unabhängig. Es ist aber aner­
kannten Rechts und vom Reichsgericht in der oben angeführ­
ten Entscheidung als allgemeiner Grundsatz hervorgehoben, 
daß erhöhte Gefährdungsmöglichkeiten eine erhöhte Sorg- 
faltsp.flicht erfordern. Gegen die Anwendung dieses Grund­
satzes durch*das Berufungsgericht im vorliegenden Fall 
bestehen somit keine rechtlichen Bedenken. Wenn also das 
Berufungsgericht die Berücksichtigung der Möglichkeit 
eines Versagens des Schiffsmotors vom Schiffsführer bei 
seinen Entschliessungen verlangt, so bedeutet dies keine 
Überspannung der an einen Schiffsführer beim Durchfahren 
einer Schleuse zu stellenden Sorgfaltspflicht.

Weiter bemängelt die Revision, daß sich das Bern- 
 ̂ füngsgericht bei Bemessung der Sorgfaltspflicht des 
t . Scjbtiffsführers auch auf die Betriebsvorschrift für den 

Hordostseekanal bezogen habe. Diese könne hier nicht an-
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gewendet werden, weil die tatsächlichen Voraussetzungen im 
Nordostseekanal völlig andere seien als im Elbe-Trave-Ka- 
nalo Auch diese Huge kann nicht durchdringen. Wie das Be­
rufungsgericht zutreffend ausgeführt hat, besitzt der 
Elbe-Trave-Kanal für die Allgemeinheit eine große wirt­
schaftliche Bedeutung und sind mit seiner Unbenutzbarkeit 
weitreichende Gefahren für Vermögenswerte verbunden. Die 
vom Berufungsgericht herangezogene Bestimmung des § 50 der 
Betriebsordnung für den Kaiser-Wilhelm-Kanäl besagt auch 
nichts anderes als die Bestimmungen des § 87 BinnSchPolVO 
vom 12*4*1939 (RGBl II 653 /ßl]J und § 179 der SchPolVO 
für das deutsche'Rheinstromgebiet vom 18.1.1939 - RGBl II 
41 13SF)' Diese machen den Schiffern die Vermeidung der 
Berührung des Schiffes mit den Schleusenanlagen bei der 
Schleusendurchfährt zur besonderen Pflicht. Es sind ent­
gegen der Ansicht der Revision auch keine Bedenken dagegen 
zu erheben, daß sich das Berufungsgericht bei Bemessung 
der Sorgfaltspflicht eines Schiffers auch auf Ziff 11 der 
Dienstanweisung für die Lootsen des Nordostseekanals bezo­
gen hat, die besagt, daß ein augenblicklicher Ausfall der 
Maschinenkraft noch keine Havarie der Schleuse zur Folge 
haben müßte, worin also dem Lootsen und damit auch dem 
Schiffsführer ausdrücklich zur Pflicht gemacht ist, plötz­
liche Maschinenstörungen in den Bereich ihrer Überlegungen 
miteinzubeziehen. Darin ist nicht eine nur für den Nord­
ostseekanal gültige Sonderregelung zu erblicken. Sie ent­
hält vielmehr einen Hinweis auf die allgemeine Erfahrungs­
tatsache, daß Maschinenstörungen Vorkommen können.

Ein für den Unfall ursächliches Verschulden des 
Schiffsführers kann aber darin, daß er sich auf
den Schiffsmotor verließ, nur gesehen werden, wenn ihm 
andere Mittel zum Ständigmachen des Schiffes zur Verfü-
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gung standen.. Sin solches wirksames Mittel. erblickt das 
Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum in der Möglichkeit, 
das Schiff am dritten Schleusenpoller festzumachen«

Gegenüber den der Annahme des vorerörterten Verschul­
dens des Schiffsführers zugrunde liegenden Feststellungen 
des Berufungsgerichts erhebt die Revision eine Anzahl von 
verfahrensrechtlichen Beanstandungen, die.jedoch keinen 
Erfolg haben können«

Zunächst macht die Revision gegenüber der Feststel­
lung, daß ein Schiffsmotor gelegentlich versagen könne, 
geltend, das Berufungsgericht habe den zu;dieser Frage von 
der Beklagten im Schriftsatz vom 24. November 1953 angetre­
tenen Gegenbeweis (Anhörung eines Sachverständigen) nicht 
berücksichtigt•sowie eine von der Beklagten beigebrachte 
gutachtliche Äusserung der Klöckner-Humboldt-Beutz AG über­
gangen, aus der sich ergebe, daß man mit einem Ausfall der 
Maschine überhaupt nicht zu rechnen brauche, wenn sie ord­
nungsmäßig gepflegt werde« Letzteres habe der Zeuge 
bekundet« Lie Rügen können nicht durchgreifen* Bas Beru­
fungsgericht hat seine Feststellung über das gelegentliche 
Versagen der^Maschine (in Gestalt des Späteranspringens) 
nicht nur auf die Angaben des gerichtlichen Sachverständi­
gen S t ^ p m ,  sondern auch auf die des Privat sachverstän­
digen der Beklagten sowie auf das Zeugnis des
Schiffsführers und des Maschinisten s m | .  gegrün­
det Die Anhörung eines weiteren Sachverständigen zu die­
sem Funkte stand im freien Ermessen des Berufungsgerichts« 
Für eine Überschreitung der Grenzen dieser Er me ssens.fr ei- 
heit liegt kein Anhalt vor« Bie Revision macht in diesem 
Zusammenhänge noch geltend, im vorliegenden Falle habe es 
sich nicht um ein bloßes "Späterkommen” des Motors, sondern 
um dessen Aussetzen schlechthin gehandelt, Bas Berufungsge-
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rieht habe daher nicht nur die Möglichkeit des "Später­
kommens" in Betracht zu ziehen gehabt, sondern auch die 
des völligen Versagens des Motors würdigen müssen, mit 
der aber nach der Beweisaufnähme nicht zu rechnen gewesen 
sei. Biese Unterscheidung der Revision zwischen einem 
"Zuspätkommen" und einem Versagen des Motors schlechthin 
kann hier keine Bedeutung haben; denn tatsächlich ist der 
Motor des Schiffes der Beklagten nach den getroffenen 
Feststellungen schließlich angesprungen, ohne daß er re­
pariert zu werden brauchte. Er hat also nicht "völlig ver­
sagt".

Soweit die Revision Angriffe gegen die Sachkunde des 
Sachverständigen Streuber erhebt, weil dieser sich bei 
seinem Gutachten in dem vorerörterten Punkte auf Angaben 
seines früheren Maschinisten gestützt habe, kann in der 
Verwertung eines derartigen Gutachtens kein Verfahrens­
verstoß erblickt werden. Aus welchen Quellen im einzelnen 
der Sachverständige seine Sachkunde schöpft, ist im all­
gemeinen vom Gericht nicht nachzuprüfen. Verfügt ein Sach­
verständiger über die notwendige allgemeine Sachkunde und 
Urteilsfähigkeit auf dem in Präge kommenden Gebiet, so 
muß es ihm auch überlassen bleiben, sich zusätzliches 
Wissen über Einzelfragen auf die ihm geeignet erscheinen­
de Weise zu beschaffen.

Bie Revision beanstandet ferner die Annahme des Be­
rufungsgerichts, daß es beim normalen Verlauf der Binge 
ohne Maschinenkraft nicht möglich gewesen wäre, das 
Schiff am vierten Schleusenpoller rechtzeitig zum Stehen 
zu bringen. Insoweit ist das Berufungsgericht im wesent­
lichen dem Gutachten des gerichtlichen Sachverständigen 
Streuber gefolgt. Bie in diesem Zusammenhänge erhobene



Revisionsrüge, da-8 Berufungsgericht habe dabei Erklärungen 
der Sachverständigen und H | ^ |  berücksichtigt,
die diese in der- -letzten mündlichen Verhandlung vor dem 
erkennenden Gericht nicht gemacht hätten, kann nicht durch­
greifen.. Soweit im angefochtenen Urteil auf die mündlichen 
Erklärungen dieser Sachverständigen Bezug genommen ist, 
sind ersichtliqh diejenigen Angaben gemeint, ..die im Tat­
bestand des angefochtenen Urteils (S 14/15) *,aufgeführt 
sind. Biese sind somit in einer den §§ 160, 161 ZPO ent­
sprechenden Form*festgelegt. Darin hat der Sachverständige 
Streuber ausdrücklich angegeben, der Schiffsführer habe 
sofort am nächstgelegenen Poller anlegen müssen, während 
der Sachverständige H ( m ^ l  na°k &er darin 'niedergelegten 
mündlichen Erklärung ein Pestmachen am vierten Schleusen­
poller für sachgemäß gehalten hat. Wenn das Berufungsge­
richt bei diesem Beweisergebnis unter näherer Darlegung 
seiner Gründe den Angaben des Sachverständigen S t ^ p ^ B  
den Vorzug gegeben hat und zu dem Ergebnis gelangt ist, 
eine Anlegung am vierten Schleusenpoller sei unsachgemäß 
gewesen, so ist darin ein verfahrensrechtlicher Verstoss 
nicht, zu erblicken.

4
Das Berufungsgericht ist hierbei davon ausgegangen, 

daß das Schiff mit einer Halteleine nur auf eine Strecke 
von 6 m zum Stehen zu bringen gewesen sei; es nimmt ferner 
an, der Bugteil des Schiffes müsse nach seiner zu den Ak­
ten überreichten Fotografie eine Länge von 8 - 10 m haben. 
Die Revision rügt insoweit Verletzung der gerichtlichen 
Aufklärungspflicht (§ 139 ZPO) und meint.,, das" Berufungsge­
richt hätte die genaue Länge des Bugteiles des Schiffes 
aufklären müssen. Dabei würde die Beklagte vorgetragen 
haben, daß die Länge des Schiffes von dem Schiffspoller 
bis zur-Spitze des Vorderstevens 8 y 2 m  betrage. Es würde
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sich vom Standpunkt des Berufungsgerichts aus sonach erge­
ben > daß das Schiff nach 14 1/2 m zum Stehen gebracht wor­
den wäre. Es wäre dann nur zu einem geringfügigen Zusammen­
stoß mit dem Schleusentor gekommen. Jedenfalls wäre niemals 
der tatsächlich- eingetretene Schaden ausgelöst worden. Auch 
diese Rüge muß .erfolglos bleiben, da die von der Revision 
behauptete Länge von S m innerhalb der vom Berufungsge­
richt zugrunde gelegten Länge von 8 '- 10 m liegt und danach 
der Unfall keinesfalls auszuschliessen war, selbst wenn 
die Festlegung des Schiffes am vierten Schleusenpoller ohne 
die sonstigen Störungen stattgefunden hätte.

Das gleiche gilt für die im Rahmen des § 286 ZPO er­
hobene weitere,.'Beanstandung der Revision, das Berufungsge­
richt habe das Vorbringen der Beklagten in ihrem Schrift­
satz vom 8„ November 1949 S 4 nicht berücksichtigt, wonach 
das Schiff auch beim Umlegen des vierten Pollers nach 2 - 
3 m hätte abgestoppt werden können. Insbesondere, so macht 
die Revision insoweit noch geltend, seien die gerichtlichen 
Sachverständigen darüber nicht befragt worden. Dem kann 
nicht gefolgt werden. Denn die hier erörterte Präge wurde 
von der den gerichtlichen Sachverständigen vorgelegten Be­
weisfrage, ob das Anlegen am vierten Schleusenpoller sach­
gemäß gewesen sei, mitumfasst.

Die Revision erblickt ferner einen Verstoß des Beru­
fungsgerichts gegen die gerichtliche Aufklärungspflicht 
darin, daß es die genaue Ladung des Unfallschiffes nicht 
aufgeklärt habe. Das Berufungsgericht geht im Rahmen der 
Prüfung der Sachgeraäßheit eines Anlegens des Schiffes am 
vierten Schleusenpoller von einer Schiffsladung von 375 t 
Torf aus, während nach dem Revisionsvorbringen das Schiff 
nur eine Ladung von 325 t an Bord gehabt habe. Diese Ver­
fahrensrüge muß schon an § 314 ZPO sc}eitern, weil ausweis-
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lieh des Tatbestandes des angefochtenen Urteils (S 2) die 
Beladung mit 375 t unstreitig ist. Eine Tatbestandsberich­
tigung insoweit ist nicht erfolgt. In diesem Zusammenhang 
ist es unerheblich, daß das Berufungsurteil am Schluß des 
Tatbestandes auf den Inhalt der Schriftsätze der Parteien 
verweist, in denen nach dem Vorbringen der Revision die 
Ladungsmenge des Schiffes bestritten wird; denn ei le der­
artige Bezugnahme auf die Schriftsätze der Parteien hat 
für den tatsächlichen Prozeßstoff, wie er sich am Schluß 
der mündlichen Verhandlung gestaltet hat, nur ergänzenden 
Charakter, Diese Bezugnahme kann daher einen für den 
Schluß der mündlichen Verhandlung als unstreitig festge­
stellten Tatbestand, wie es hier der Pall ist, nicht in 
Präge stellen.' Die Rüge ist mithin unbegründet, ohne daß 
erörtert zu werden braucht, ob dieser Punkt überhaupt ent­
scheidungserheblich ist.

Unbegründet ist auch der auf die §§ 286, 139 ZPO ge­
stützte Revisionsangriff gegen die Annahme des Berufungs­
gerichts, wonach die Länge des Schiffes dem Pestmachen am 
dritten Schleusenpoller nicht entgegengestanden habe. Das 
Berufungsgericht .habe nicht beachtet, daß der dritte. 
Schleusenpoller nach der zu den Akten überreichten Zeich­
nung 42,5 m vom äußersten Schleusentor entfernt stehe. Es 
sei deshalb, selbst wenn man berücksichtige, daß 8 ^2 m 
Spielraum bis zum Schiffspoller beständen, nicht möglich 
gewesen, das Schiff dann noch am dritten Poller festzule­
gen. Die vorbezeichneten Gesichtspunkte hat das Berufungs­
gericht offenbar auch in Erwägung gezogen, denn es hat 
sich auf den Standpunkt gestellt, die Halteleine hätte 
auch um den mittleren Schiffspoller gelegt werden können. 
Letzterer Annahme stehen bei der gegebenen Sachlage keine 
Bedenken entgegen. Diese Polgerung konnte das Berufungsge­
richt bei dem festgestellten Sachverhalt auch ziehen, ohne

. 4  i
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daß diese Präge vorher in der mündlichen Verhandlung erör­
tert wurde. Eine Verletzung des § 139 ZPO kann darin nicht 
erblickt werden*

Soweit die Itevision schließlich aus verschiedenen Ein­
zelentfernungen des Schiffes zu den Schleusenpollern im 
Zeitpunkt des Versagens des Motors die Auffassung herlei­
ten will, daß ein Festmachen am dritten Schleusenpoller un­
zweckmässiger gewesen sei als am vierten Schleusenpoller, 
was das Berufungsgericht unter Verletzung des § 286 ZPO 
nicht berücksichtigt habe, so kann dahingestellt werden, 
ob die von der Bevision gemachten Entfernungsangaben des 
Schiffes zu den Schleusenpollern im Zeitpunkt des Aussetzens 
des Schiffsmotors zutreffen. Auch wenn der Weg vom dritten 
Schleusenpoller zur Treppe weiter war als vom vierten Pol­
ler, so liegt auf der Hand, daß die durch das Belegen des 
dritten Schleusenpollers hervorgerufene Bremswirkung früher 
eintreten mußte, zumal da in diesem Falle der mittlere 
Schiffspoller belegt werden konnte. Darauf allein aber 
kommt es an. Denn das für den Unfall ursächliche Verschul­
den liegt darin, daß der Schiffer sich allein auf die Ma­
schinenkraft verlassen und deshalb das Festmachen von vorn­
herein nicht am dritten, sondern am vierten Schleusenpolier . 
vorgesehen hat.

Deshalb kann es auch auf sich beruhen, ob den Boots­
mann Batschkus, wie das Berufungsgericht annimmt, ebenfalls 
ein Verschulden am Klageunfall trifft oder nicht. Sein Ver­
halten, insbesondere das nichtordnungsmässige Belegen der 
Trosse und sein Ausgleiten auf der Kaimauer ändert ange­
sichts der durch das Verschulden des Schiffsführers herauf-' 
beschworenen Gefahr des Zusammenstosses des Schiffes mit 
dem Schleusentor nichts daran, daß dieses Verschulden für 
den Unfall ursächlich war.
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Schließlieh lassen auch die Ausführungen des Berufungs 
gerichts, mit denen dieses ein Mitverschulden der Klägerin 
am Klageunfall ablehnt, einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 
Die Revision wirft dem Berufungsgericht insoweit in erster 
Linie vor, es .habe nicht berücksichtigt, daß die Klägerin 
zu wenig Poller aufgestellt habe. Selbst wenn hierin ein 
Verschulden zu,erblicken wäre, so würde dieses für den 
Unfall nicht ursächlich sein, weil die Hichtbenutzung des 
dritten Pollers zum Pestmachen den Unfall herbeigeführt 
hat, dagegen nicht das Pehlen weiterer Poller, Ob durch 
deren Vorhandensein der Unfall und damit der Schaden in 
seinen Äusmassen hätte verringert werden können, kann aufr. " ' 11 >*<«-— i _
sich beruhen, ..Denn das Berufungsgericht hat ohne Rechtsirr­
tum angenommen,.. dem Schiffer hätte' die Anordnung der Pol­
ler in der Büssauer Schleuse bekannt sein müssen. Dann er­
gibt sich aber die" - vom Berufungsgericht zwar nicht aus­
drücklich ausgesprochene - Schlußfolgerung-von selbst, daß 
das fahrlässige -Verhalten des Schiffers den Unfall ganz 
überwiegend verursacht hat.

Aus dem Gesichtspunkte des Mitverschuldens wendet 
sich die Revision auch gegen die Annahme des Berufungsge­
richts. wonach das Hinfallen des Bootsmanns B a ^ p ^ | ^ f ü r  
den Klageunfall bedeutungslos gewesen sei. Sie rügt inso­
weit einen Verstoß des Berufungsgerichts gegen die Grund­
sätze des prima-facie-Beweises. Dieses Vorbringen ist 
schon deswegen unerheblich, weil, wie oben ausgeführt, 
auch durch ein unsachgemässes Verhalten des Batsehkus die 
Ursächlichkeit des Verhaltens des Schiffsführers für den 
Klageunfall und die sich hieraus ergebende Haftung der 
Beklagten nicht ausgeschlossen wird.

Zur Höhe der Klageforderung bemängelt die Revision 
weiteihin die Annahme des Berufungsgerichts, daß eine Be-
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seitigung der Unfallschäden nicht früher möglich gewesen 
sei, und macht geltend, das Berufungsgericht habe überse- :

- 5hen, daß von der Klägerin ein Ersatztor bereitzuhalten ge- * 
wesen wäre und daß diese den Klageunfall zur Herbeiführung * 
anderer Instandsetzungen am Schleusentor benutzt habe. Dem 
kann nicht gefolgt werden. Zur Bereithaltung eines Ersatz- ' 
tores war die Klägerin, weil ein solches wirtschaftlich : j 
untragbar gewesen wäre, nicht verpflichtet. Es ist auch 
keinerlei Anhalt dafür gegeben, daß die Klägerin den Klage- **■• 4Unfall zur Durchführung anderer Instandsetzungsarbeiten.
als sie sie bereits in der Klagerechnung in Abzug gebracht ^
hat, benutzt hätte. Ebenso fehlt es an einem Anhalt dafür, j
daß die Klägerin die Durchführung der Instandsetzungsarbei- \

iten etwa schuldhaft über die Währungsumstellung hinaus 
verzögert hätte. •

Endlich macht die Revision noch geltend, es erscheine 
bei dem zwischen den Parteien anzunehmenden Vertragsver- j
hältnis der Billigkeit nicht entsprechend, wenn die Kläge­
rin Vorteile der Währungsreform für sich in Anspruch nehme, j 
die sie als Staat so ausgestaltet habe, daß sie notwendi- .] 
gerweise der Beklagten eine ganz besondere Last aufbürden 
würden. Die Revision meint, die Klägerin habe dadurch, daß 
die Haftpflichtversicherungsforderungen im Zuge der Wäh- * ■
rungsreform im Verhältnis 10 : 1 zu Ungunsten der Versicher­
ten umgestellt worden seien, 90 # der Ausgleichsforderungen, 
die den Versicherungsgesellschaften gegenüber der Klägerin . ; 
kraft Gesetzes zugestanden hätten, gespart. Trotzdem ver-  ̂
lange die Klägerin aber von der Beklagten vollen Schadens­
ersatz. Auch diese Rüge kann der Revision nicht zum Erfolge 
verhelfen. Zunächst ist zwischen den Parteien ein Vertrags­
verhältnis oder vertragsähnliches Verhältnis auf Grund der < 
Kanalbenutzung seitens des Schiffes der Beklagten nicht
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zustande gekommen (RG in JW 1927, 442). Außerdem kann, 
wie das Berufungsgericht zutreffend ausführt, keine Rede 
davon sein,- daß der Klägerin durch die in der 3o DVO z. 
UmstG (WO - § 7) erfolgte Umstellung der Haftpflichtver­
sicherungsforderung im Verhältnis 10 s 1 die 90 $ des der 
Beklagten durch 'diese Regelung verloren gegangenen Ver­
sicherungsbetrages zugefallen wäre, sie also diese 90 $ 
erspart habe. Pür die Klägerin bestand - ohne die Währungs­
umstellung - gegenüber den Versicherungsgesellschaften 
keine rechtliche Verpflichtung, die Versicherungsforderun­
gen in voller Höhe auszugleichen. Die Schadensersatzpflicht 
der Beklagten besteht der Klägerin gegenüber zudem unab­
hängig davon, ob die Beklagte versichert ist oder nicht..
Die Regelung der Umstellung der Versicherungsforderungen 
liegt im Rahmen der Gesamtregelung der Währungsumsteliüng, 
durch die auch erst eine Ausgleichspflicht des Staates be­
gründet worden ist. Daß die Währungsumstellung für die Ver­
sicherungsnehmer Härten mit sich brachte, lag in der Hatur 
der Sache. Die von der Beklagten erstrebte Verteilung der 
nachteiligen Auswirkungen der Währungsreform auf die Par­
teien unter^dem Gesichtspunkte der Zumutbarkeit unter Ab­
wägung der beiderseitigen Interessen könnte., wie das Be­
rufungsgericht zutreffend ausgeführt hat, höchstens im 
Rahmen eines Vertragshilfeverfahrens vorgenommen werden, 
da es an der für das Tätigwerden des Prozeßgerichts erfor­
derlichen Einwilligung der Klägerin fehlt (§11 Vertrags­
hilf eGes).

i■ i'v< -1

Die sonstigen Ausführungen des Berufungsgerichts zur 
Höhe der Klageforderung lassen einen Rechtsirrtum nicht 
zu Tage treten, sind auch von der Revision nicht angegrif-

\m .4.
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fen worden.

Nach alledem war die Revision mit der Kostenfolge 
aus § 97 ZPO zurückzuweisen..

Wilde Bock Nastelski Christoph Weiss
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